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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Verankerung der Sicherheitsgurte 
— Drucksache 7/2500 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft kann durch Vereinheitlichung der entsprechenden 
Konstruktionsvorschriften erleichtert werden. Eine Vereinheit- 
lichung dient auch der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen einheitliche Vorschriften über die 
Verankerung von Sicherheitsgurten geschaffen werden. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Ollesch 


Der in der Drucksache 7/2500 enthaltene Richt- 
linienentwurf wurde mit Schreiben der Präsidentin 
des Deutschen Bundestages vom 18. September 1974 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen. Der Aus- 
schuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 4. De- 
zember 1974 behandelt. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche Konstruktionsvorschriften behin- 
dert. Ziel des vorliegenden Richtlinienentwurfes ist 
es, diese Konstruktionsvorschriften bezüglich der 
Verankerung von Sicherheitsgurten zu vereinheit- 
lichen. Die Vereinheitlichung -bezieht sich auf die 
Anordnung, Festigkeit und Prüfung der Veranke- 


Bonn, den 4. Dezember 1974 

Ollesch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Riditlinienvorschlag — Drucksache 7/2500 


rungen. Sie dient auch der Verkehrssicherheit und 
ist als Vorstufe für eine allgemeine Ausrüstungs- 
pflicht mit Sicherheitsgurten innerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaft anzusehen. Für ein Kraftfahr- 
zeug, das diesen Bestimmungen entspricht, darf künf- 
tig die EWG-Betriebserlaubnis oder die Erlaubnis 
mit nationaler Geltung nicht wegen der genannten 
technischen Einrichtungen verweigert werden. 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen hält es für erforderlich, den Ent- 
wurf noch weiter redaktionell zu überarbeiten und 
mit der entsprechenden ECE-Regelung abzustimmen. 
Im übrigen hat der Ausschuß keine Bedenken und 
empfiehlt daher Kenntnisnahme. 


— Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 4. Dezember 1974 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Ollesch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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